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Über die Reformbedürftigkeit der Juristenausbildung wird diskutiert, „seit es Berufsjuris-
ten gibt“.1 Das Schlagwort „Nach der Reform ist vor der Reform!“ macht die Runde. Das
mag mit der besonderen Diskussions- und Streitfreudigkeit der Juristen zu tun haben, wohl
aber auch mit der besonderen Natur und Sensibilität der Materie. Warum wird um den rich-
tigen Weg zur Ausbildung des optimalen Juristen in Permanenz gerungen? Vielleicht, weil
die Juristenausbildung jeden angeht.
Zur gesellschaftlichen Bedeutung der Juristenausbildung
Recht ist ein Teil der allgemeinen Lebenswirklichkeit. Die moderne Gesellschaft zeichnet
sich dabei durch eine hohe Regelungsdichte aus. Norbert Horn spricht von ihrem Nor-
menhunger. Die äußerst komplexe Lebenswirklichkeit „Recht“ habe dazu geführt, dass
die Beherrschung des Rechts die Sache von Fachleuten geworden ist.2 Dabei ist das Ver-
hältnis von Rechtsuchenden und Rechtskundigen typischerweise durch eine Asymmetrie
der Informationen geprägt. Der Rechtsuchende ist auf den Rechtskundigen angewiesen.
Die „richtige Rechtsanwendung“ durch die mit dem Fall befassten Juristen ist Garant für
die Einzelfallgerechtigkeit, die durch die abstrakte Rechtsordnung, die Ziele des Gesetzge-
bers, nur vorgezeichnet ist. Ihr muss in jedem Rechtsfall erst zur Durchsetzung verholfen
werden.
Fokussiert man den Blick nicht auf den einzelnen Rechtsfall, sondern auf das „große
Ganze“, so geht es um die Frage, wie eine Rechtskultur lebendig gehalten wird. In der Re-
gierungsbegründung zum Entwurf des neuen Rechtsdienstleistungsgesetzes befindet sich
hierzu eine bemerkenswerte Passage, in der es – nicht ohne Pathos – heißt: „Das Recht darf
als höchstrangiges Gemeinschaftsgut grundsätzlich nicht in die Hände unqualifizierter Per-
sonen gelangen, da es als ‚gelebtes Recht‘ maßgeblich durch die Personen beeinflusst und
fortentwickelt wird, die Recht beruflich anwenden.“3
1 Dauner-Lieb (2006: 5) mit weiteren Nachweisen.
2 Horn (42006: Randnummer 39).
3 Regierungsbegründung RDG, BT-Drucks. 16/3655, S. 45.
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Reformdebatte und Bologna-Prozess
Gegenstand der letzten Ausbildungsreform aus dem Jahr 2002 war unter anderem die
Ersetzung des klassischen ersten Staatsexamens durch eine Kombination aus staatlicher
Prüfung und universitärer Prüfung, wobei Gegenstand der staatlichen Prüfung der Fächer-
kanon der so genannten Pflichtfächer ist, wohingegen sich die universitäre Prüfung auf
einzelne Schwerpunktbereiche bezieht. Die aktuelle Reformdebatte konzentriert sich nicht
etwa darauf, die Ergebnisse der Ausbildungsreform zu evaluieren,4 wie es etwa der Deut-
sche Juristen-Fakultätentag 2007 angemahnt hat.5 Ihr Gegenstand ist vielmehr das Ob und
Wie der Einbeziehung der Juristenausbildung in den so genannten Bologna-Prozess.6
Im Rahmen der Debatte über eine Reform der Juristenausbildung sind von den Zielvor-
gaben der Bologna-Erklärung vor allem folgende Punkte von Interesse:
• die Einführung eines Systems leicht verständlicher und vergleichbarer Abschlüsse,
• die Einführung eines zweistufigen Systems von Studienabschlüssen (undergradua-
te/graduate), wobei der erste Studienzyklus von mindestens drei Jahren mit einem
berufsqualifizierenden Abschluss endet und
• die Einführung eines ECTS-kompatiblen Leistungspunktesystems.
Assoziiert man mit dem Bologna-Prozess zugleich die Abschaffung des Staatsexamens
und seine Ersetzung durch Universitätsexamina mit abgeschichteten Modulprüfungen, so
wundert es nicht, dass noch im Jahr 2005 eine an den Bologna-Prinzipien ausgerichtete
Reform der Juristenausbildung namentlich durch Justizministerkonferenz7 und Juristen-
Fakultätentag8 dezidiert abgelehnt wurde. Eine Absage an die Übertragung der Bologna-
Prinzipien auf die Juristenausbildung findet sich im Übrigen auch unter Ziffer 2.4 des
Koalitionsvertrages von CDU, CSU und SPD vom 11. November 2005.
Die Umsetzung des Bologna-Prozesses als Selbstzweck unter Aufgabe bewährter Errun-
genschaften der Juristenausbildung wäre freilich fatal. Es kann nicht das Ziel sein, koste
es, was es wolle, den „Anschluss“ an eine Entwicklung zu wahren, die möglicherwei-
se für den konkreten Gegenstand des Reformprozesses, hier also die Juristenausbildung,
überhaupt nicht sinnvoll ist.9 Hinzu kommt, dass der Vergleichbarkeit europäischer Hoch-
schulabschlüsse und der Mobilitätsförderung, ebenfalls Ziele des Bologna-Prozesses, in
Bezug auf die Juristenausbildung schon deshalb Grenzen gesetzt sind, weil die Materie
des Faches weitgehend an die nationalen Rechtsordnungen gebunden ist.10
In jüngerer Zeit mehren sich jedoch Stimmen, die die Umsetzung des Bologna-Prozes-
ses eben nicht als Selbstzweck verstehen, sondern die Bologna-Prinzipien bei der Lösung
konkreter Reformprobleme mehr oder weniger umfänglich einbeziehen wollen. Hier rei-
4 Insofern kritisch: Krings (2005: 33).
5 Vgl. Juristen-Fakultätentag (2007).
6 Zum Bologna-Prozess in der Juristenausbildung vgl. bereits Schlehofer (2006: 370ff.) mit weiteren Nachwei-
sen.
7 Vgl. Justizministerkonferenz (2005).
8 Vgl. Juristen-Fakultätentag (2005). Es wurden die Beschlüsse aus dem Jahr 2004 bestätigt. Auch der 87.
Deutsche Juristen-Fakultätentag (2007) spricht sich nur für zusätzliche Studienangebote nach Maßgabe der
Kapazitäts- und Finanzierungsmöglichkeiten aus.
9 Zum zweifelhaften Nutzen der Bachelor-Master-Struktur für die Juristenausbildung vgl. bereits Schlehofer
(2006: 369ff.).
10 Merk (2005: 19); Merk (2004: 265); Zypries (2005: 13); Schlehofer (2006: 371).
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chen die Vorschläge von „kleinen Lösungen“, die das bestehende System um Bologna-Ele-
mente ergänzen, also die „Mitnahme“ weiterer Abschlüsse auf dem Weg zum Volljuristen
ermöglichen wollen, bis hin zu „großen Lösungen“, die das geltende Ausbildungssystem
umstrukturieren und dabei die Bachelor-Master-Struktur zumindest integrieren.11 Das von
der nordrhein-westfälischen Justizministerin zur Diskussion gestellte „3+2“-Modell sieht
beispielsweise vor, dass das erste Staatsexamen nur ablegen kann, wer nach drei Jahren
einen juristischen Bachelor und nach weiteren zwei Jahren einen Rechtspflege-Master mit
Spezialisierung abgelegt hat.12
Welche Fehlentwicklungen sind es aber, die die Reformdebatte nähren? Ziel der deut-
schen Juristenausbildung ist die „Befähigung zum Richteramt“, die Zugangsvoraussetzung
nicht nur für das Richteramt, sondern auch für die sonstigen reglementierten juristischen
Berufe ist. Die alleinige Konzentration der Juristenausbildung auf den so genannten Voll-
juristen kann in verschiedener Hinsicht durchaus zu Verzerrungen führen. Wer die Ausbil-
dung zum „Volljuristen“ einmal begonnen hat, wird diesen Weg selbst dann weitergehen,
wenn er oder sie gar keinen reglementierten juristischen Beruf ergreifen möchte. Wer das
Ausbildungsziel „Volljurist“ verfehlt, steht als „gescheiterter Jurist“ mit leeren Händen
da. Es fehlt die vom Markt akzeptierte Möglichkeit, auf der Grundlage bereits erworbe-
ner Fähigkeiten beizeiten eine andere Richtung einzuschlagen und es gar nicht so weit
kommen zu lassen.13 Umgekehrt ist angesichts des Alles-oder-nichts-Prinzips der Juris-
tenausbildung nicht auszuschließen, dass die „Befähigung zum Richteramt“ nicht stets
dokumentiert, dass der Absolvent wirklich die hinreichende Qualifikation für den Zugang
zu einem reglementierten juristischen Beruf erlangt hat.14
Ein ganz anderes Problem, das mittelbar allerdings ebenfalls mit der Juristenausbildung
zusammenhängt, ist darin zu sehen, dass die rechtswissenschaftliche und justizpraktische
Ausbildung, die der Absolvent der juristischen Examina durchlaufen hat, ohne weiteres
den Zugang zum freien Beruf des Rechtsanwalts ermöglicht. Nur die Befähigung zum
Richteramt ist unverzichtbare Voraussetzung für die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft
(§ 4 BRAO). Wenn Absolventen keine andere Berufsmöglichkeit eröffnet wird, drängen
sie in den Anwaltsberuf, nicht selten mit minimalen Verdienstaussichten. Provokant for-
muliert der Präsident des Deutschen Anwaltvereins (DAV), dass durch den staatlichen
Referendarsdienst der Berufszugang zulasten der Anwaltschaft reguliert werde.15 Statt-
dessen plädiert der DAV für eine Anwaltsausbildung in den Händen der Anwaltschaft.
Befürwortet wird ein so genanntes Spartenmodell, in dem nach der Ausbildung zum Ein-
heitsjuristen die praktische Schulung für die konkreten juristischen Tätigkeitsfelder (Jus-
tiz, Verwaltung, Anwaltschaft) getrennt erfolgt.16 Auch von Seiten der Wissenschaft wird
in Erwägung gezogen, den Anwaltsberuf als „Lehrberuf“ anzusehen, von einem verfas-
sungsrechtlich garantierten Zugangsanspruch also Abstand zu nehmen.17
11 Ein Überblick über die Diskussionsmodelle findet sich auf der gemeinsamen Informationsplattform der AsJ
und des HAV unter http://www.reform-der-juristenausbildung.de.
12 Schwerpunktthemen des Justizministeriums, http://www.justiz.nrw.de/JM/justizpolitik/schwerpunkte/bologna_
prozess/index/php (28.03.2008).
13 Insoweit kritisch: Jeep (2007: 9); Kötz (2005: 39).
14 Jeep (2007: 12); siehe auch Schiemann und Konzen (2008: 17).
15 Kilger (2005: 68).
16 Siehe Kilger (2006: 2).
17 Hirte und Mock (2005: 48f.); siehe auch Kötz (2005: 38).
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Die Analyse des Reformbedarfs zeigt, dass die Struktur des rechtswissenschaftlichen
Studiums eigentlich das geringste Problem der Juristenausbildung ist. Insofern wäre es
verfehlt, die Lösung allein in einer Strukturreform nach dem Bachelor-Master-Modell zu
suchen.18 Im Grunde ist es nur die fehlende Abbildungsgenauigkeit des Alles-oder-nichts-
Prinzips der Juristenausbildung, die womöglich unter Einbeziehung der Bologna-Prinzi-
pien gemildert werden könnte. Darüber hinaus kann die Bologna-Debatte lediglich als Im-
puls verstanden werden. Insofern ist ihre Dynamik jedoch nicht zu unterschätzen und es
ist hohe Zeit, vor dem Hintergrund des Reformdrucks sachlich erwogene Ausbildungszie-
le und Inhalte festzulegen. Der Inhalt des rechtswissenschaftlichen Studiums muss dessen
Struktur bestimmen und nicht umgekehrt.19 Erst wenn Ziel und Inhalte feststehen, kann
eine Strukturierung nach Ausbildungsphasen erfolgen, können möglicherweise sogar Aus-
bildungsalternativen erkannt werden.
Bei der Bestimmung der Ausbildungsziele müssen die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen, die das Berufsfeld des Juristen abstecken, beachtet werden. Sie geben zugleich Auf-
schluss über die inhaltlichen Anforderungen, denen die Juristenausbildung gerecht werden
muss. Es lohnt deshalb, einen genaueren Blick auf diese rechtlichen Rahmenbedingungen
zu werfen. Im Anschluss können die Zielvorgaben der Juristenausbildung auf fundierter
Grundlage bestimmt und die Wege zur Erreichung dieser Zielvorgaben avisiert werden.
Rechtliche Rahmenbedingungen für die
Berufsqualifikation des Juristen
Die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Qualifikation des Juristen werden zum einen
durch die Zugangsvoraussetzungen des Status- und Berufsrechts gesetzt, zum anderen
durch die Reglementierung des Rechtsberatungsmarktes als solche.
Rechtliche Rahmenbedingung durch die
Zugangsvoraussetzungen für juristische Berufe
Die vornehmste, in der Verfassung verankerte Aufgabe des Juristen ist die Rechtspre-
chung. In das Richteramt kann jeder Deutsche im Sinne des Art. 116 GG berufen werden,
der die „Befähigung zum Richteramt“ besitzt, die durch die erfolgreiche Ablegung der
erforderlichen Prüfungen erworben wird (§§ 5ff. DRiG). Eine vorherige praktische Tä-
tigkeit in anderen juristischen Berufen ist nicht erforderlich. Es wird vorausgesetzt, dass
die Befähigung zum Richteramt eine ausreichende Qualifikation ist, um die Richtertätig-
keit jedenfalls nach kurzer Einarbeitungszeit ausüben zu können. Wer schon als Richter
tätig werden darf, ist nach dieser Konzeption auch für jeden anderen juristischen Beruf
hinreichend qualifiziert. Gesetzlich verankerte Anforderungen einer besonderen berufs-
spezifischen Qualifikation gibt es lediglich für den Notar (§§ 6, 7 BNotO).20
Die „Befähigung zum Richteramt“ ist also die Befähigung eines Einheitsjuristen, der
sich in verschiedene berufliche Richtungen entwickeln kann. Sie wird durch den Kanon der
18 So bereits Schlehofer (2006: 373).
19 Merk (2005: 22).
20 Der Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Zugangs zum Anwaltsnotariat (BT-Drucks. 16/4972) sieht
die Erfordernisse einer notariellen Fachprüfung sowie nachgewiesener notarieller Berufspraxis vor.
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Pflichtfächer, durch den Inhalt der Prüfungen und durch den Gegenstand des juristischen
Vorbereitungsdienstes bestimmt.
Rechtliche Rahmenbedingung durch die
Reglementierung des Rechtsberatungsmarktes
Eine anders geartete Rahmenbedingung, die allerdings ebenfalls auf den Qualifikations-
weg des Juristen ausstrahlt, stellt die Reglementierung des Rechtsberatungsmarktes dar.
Im Interesse des Verbraucherschutzes ist der Rechtsberatungsmarkt in Deutschland, wie
übrigens in vielen anderen europäischen Ländern auch, reglementiert. Rechtsberatung und
Rechtsbesorgung sind nur bestimmten, spezifisch qualifizierten Rechtsdienstleistern er-
laubt. Rechtsgrundlage hierfür war bis vor kurzem das Rechtsberatungsgesetz aus dem
Jahr 1935. Nach der Reform durch das Gesetz zur Neuregelung des Rechtsberatungsrechts
vom 12. Dezember 2007 (Bundesgesetzblatt I, 2840) finden sich die entscheidenden Vor-
schriften im Gesetz über außergerichtliche Rechtsdienstleistungen, kurz RDG, das zum 1.
Juli 2008 in Kraft treten wird. Da der Gesetzgeber damit den Standard für die Qualifika-
tion des Rechtsdienstleisters verbindlich festgelegt hat, würde er in arge Begründungsnot
geraten, wenn er diesen Standard in wenigen Jahren wieder senken wollte, um geringer
qualifizierten Juristen den Zugang zum Rechtsberatungsmarkt zu verschaffen.
§ 1 RDG formuliert die Zielsetzung der Norm wie folgt: „Dieses Gesetz regelt die Be-
fugnis, außergerichtliche Rechtsdienstleistungen zu erbringen. Es dient dazu, die Rechtsu-
chenden, den Rechtsverkehr und die Rechtsordnung vor unqualifizierten Rechtsdienstleis-
tungen zu schützen.“ Dass der Rechtsberatungsmarkt zum Schutz der Rechtsuchenden und
der Rechtspflege grundsätzlich reguliert werden kann, hat das Bundesverfassungsgericht
im Übrigen mehrfach bestätigt. Nicht jede Geschäftstätigkeit auf rechtlichem Gebiet darf
jedoch als erlaubnispflichtige Rechtsberatung oder Rechtsbesorgung angesehen werden,21
sondern nur die umfassende und vollwertige Beratung des Rechtsuchenden.22 Dienstleis-
tungen, deren Schwerpunkt im wirtschaftlichen Bereich liegt, werden noch nicht deshalb
zur erlaubnispflichtigen Rechtsbesorgung, weil ohne Kenntnis des maßgeblichen Rechts
jede sachangemessene und wirksame Hilfeleistung unmöglich ist.23 Auch der Europäi-
sche Gerichtshof hat sich für die grundsätzliche Vereinbarkeit einer Reglementierung des
Rechtsdienstleistungsmarktes mit europäischem Recht ausgesprochen, allerdings zugleich
klargestellt, dass von dem Dienstleistenden nicht eine berufliche Qualifikation gefordert
werden könne, die zu der Art seiner Leistung und den Bedürfnissen der Empfänger der
Dienstleistung außer Verhältnis stehe.24
Mit der Reform des Rechtsberatungsrechts hat der Gesetzgeber nicht nur von dem Ge-
danken einer gänzlichen Liberalisierung Abstand genommen, sondern sich auch dagegen
entschieden, den Zugang zum Rechtsdienstleistungsmarkt für Absolventen anderer juristi-
scher Hochschul- oder Fachhochschulstudiengänge zu öffnen. Es soll ausgeschlossen wer-
den, dass mit dem Rechtsanwalt und einem nichtanwaltlichen Rechtsberater zwei Beru-
fe nebeneinander existieren, die trotz unterschiedlicher Ausbildungsstandards gleichartige
21 BVerfG, Neue Juristische Wochenschrift 1998, 3481.
22 BVerfG, Neue Juristische Wochenschrift 1998, 3481, 3482.
23 BVerfG, Neue Juristische Wochenschrift 2002, 3531, 3532.
24 EuGH, C-76/90, Sammlung 1991, I-4221 = Neue Juristische Wochenschrift 1991, 2693.
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Tätigkeiten anbieten.25 Die hiergegen vorgebrachten verfassungsrechtlichen und europa-
rechtlichen Bedenken26 überzeugen schon deshalb nicht, weil allein die Tatsache, dass der
Staat Juristen mit Hochschulabschluss ausbildet, noch nicht den Schluss rechtfertigt, dass
jeder Abschluss eine hinreichende Qualifikationsgrundlage für die umfassende Rechts-
beratungstätigkeit ist. Es bedarf vielmehr gründlicher Analyse, welche Kompetenzen der
Rechtsdienstleister nachweislich erworben haben muss.
Diese Analyse haben die Verfasser des Rechtdienstleistungsgesetzes durchaus vorge-
nommen. Was hier anklingt, ist eine Wechselwirkung zwischen der Reglementierung des
Rechtsberatungsmarktes und der Festsetzung der beruflichen Anforderungen. Indem das
Rechtsdienstleistungsgesetz erstens bestimmt, was Rechtsdienstleistungen sind und wer
sie unter welchen Voraussetzungen außergerichtlich erbringen darf, und zweitens auf in
anderen Gesetzen (insbesondere der BRAO) geregelte Rechtsdienstleistungsbefugnisse re-
kurriert, trifft es mittelbar auch Aussagen zum Anforderungsprofil, das Rechtsdienstleister
erfüllen müssen, um auf dem Rechtsberatungsmarkt tätig sein zu dürfen.
Im Folgenden sollen deshalb die Leitgedanken und die Systematik des Gesetzes zur
Neuregelung des Rechtsberatungsrechts kurz skizziert und festgehalten werden, welche
Schlussfolgerungen sich hieraus konkret für das Anforderungsprofil des Rechtsdienstleis-
ters ergeben.
Das Anforderungsprofil des
Rechtsdienstleisters nach dem RDG
Leitgedanken des RDG
Das RDG formuliert für die außergerichtliche Rechtsdienstleistung ein Verbot mit Erlaub-
nisvorbehalt. Die selbständige Erbringung außergerichtlicher Rechtsdienstleistungen ist
nur in dem Umfang zulässig, in dem sie durch das RDG selbst oder aufgrund anderer Ge-
setze erlaubt wird. Im RDG finden sich drei Fallgruppen erlaubter Rechtsdienstleistungen.
Der erste Erlaubnistatbestand betrifft unentgeltliche Rechtsdienstleistungen (§ 6 RDG),
die allerdings nicht etwa von jedermann erbracht werden dürfen. Soll eine unentgelt-
liche Rechtsdienstleistung außerhalb familiärer, nachbarschaftlicher oder ähnlich enger
persönlicher Beziehungen erbracht werden, muss vielmehr sichergestellt sein, dass die
Rechtsdienstleistung durch eine Person, der die entgeltliche Rechtsdienstleistung erlaubt
ist, durch eine Person mit Befähigung zum Richteramt oder unter Anleitung einer solchen
Person erfolgt (§ 6 Abs. 2 RDG).
Erlaubt sind zweitens Rechtsdienstleistungen durch bestimmte öffentliche oder öffent-
lich anerkannte Stellen (§ 8 RDG) und drittens Rechtsdienstleistungen durch registrierte
Personen (§ 10 RDG). Eine Registrierung kommt allerdings per se nur für Inkassodienst-
leistungen, Rentenberatungen und Rechtsdienstleistungen in einem ausländischen Recht
in Betracht. Voraussetzung für eine Registrierung im Rechtsdienstleistungsregister ist der
Nachweis besonderer Sachkunde. Das RDG legt dabei ausdrücklich fest, welche Rechts-
kenntnisse jeweils erforderlich sind, um die Person als besonders sachkundig ausweisen
zu können (§ 11 RDG).
25 Regierungsbegründung RDG, BT-Drucks. 16/3655, S. 31.
26 Kleine-Cosack (2007: 2638).
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Kennzeichnend für alle diese Erlaubnistatbestände ist es, dass sie die Rechtsdienstleis-
tung als Hauptleistung zulassen. Daneben erlaubt das RDG die Rechtdienstleistung im
Zusammenhang mit einer anderen beruflichen oder gesetzlich geregelten Tätigkeit, wenn
sie als Nebenleistung zum Berufs- oder Tätigkeitsbild gehört (§ 5 Abs. 1 S. 1 RDG). Das
RDG nennt selbst als Beispiele die Testamentsvollstreckung, die Haus- und Wohnungs-
verwaltung und die Fördermittelberatung (§ 5 Abs. 2 RDG).
Der Kernbegriff, auf den Verbotstatbestand und Erlaubnistatbestände sich beziehen, ist
der Begriff der Rechtsdienstleistung. Das RDG bietet in § 2 Abs. 1 erstmals eine Definiti-
on der Rechtsdienstleistung. Rechtsdienstleistung ist danach jede Tätigkeit in konkreten
fremden Angelegenheiten, sobald sie eine rechtliche Prüfung des Einzelfalles erfordert.
Abs. 2 erklärt Inkassodienstleistungen kraft Gesetzes zu Rechtsdienstleistungen; Abs. 3
enthält einen Katalog diverser Tätigkeiten, die an sich zwar die Voraussetzungen einer
Rechtsdienstleistung erfüllen, gleichwohl aber aus dem Anwendungsbereich des Gesetzes
ausgenommen werden, so zum Beispiel die schiedsrichterliche Tätigkeit.
Das entscheidende Element einer Rechtsdienstleistung ist nach § 2 Abs. 1 RDG so-
mit die rechtliche Prüfung des Einzelfalls. Entgegen der ursprünglich im Gesetzesentwurf
vorgesehen Formulierung, wonach „nach der Verkehrsanschauung oder der erkennbaren
Erwartung des Rechtsuchenden“ eine „besondere“ Prüfung des Einzelfalls erforderlich
sein sollte, enthält die jetzige Gesetzesfassung auf Empfehlung des Rechtsausschusses
eine sprachlich gestraffte Version. Der Hinweis auf die Verkehrsanschauung beziehungs-
weise die Erwartung der Rechtsuchenden wurde als überflüssig angesehen, zumal diese
Merkmale der gefestigten Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs entsprechen. Mit der
Streichung des Wortes „besondere“ soll der Fehlschluss vermieden werden, dass die De-
finition nur besonders schwierige oder umfassende rechtliche Prüfungen erfasse. Es soll
klargestellt werden, dass es im Rahmen von § 2 Abs. 1 RDG nicht um die Abgrenzung
von „einfachem“ und „schwierigem“ Rechtsrat geht, sondern um die Abgrenzung von ju-
ristischer Rechtsprüfung und bloßer Rechtsanwendung.27
Was macht nun aber den Unterschied zwischen juristischer Rechtsprüfung und bloßer
Rechtsanwendung aus? Die Regierungsbegründung gibt hierzu einen deutlichen Anhalts-
punkt. Eine rechtliche Prüfung verlangt einen spezifisch juristischen Subsumtionsvorgang,
der sich nicht in dem Auffinden, der Lektüre, der Wiedergabe und der bloßen Anwendung
von Rechtsnormen erschöpft.28
Das RDG knüpft mit seiner Definition der Rechtsdienstleistung also im Grunde an die
Kernelemente des juristischen logischen Denkens und der juristischen Methodik und Me-
thodenlehre an und setzt darüber hinaus die geistige Beherrschung einer Vielzahl von Ge-
setzen voraus, die den Juristen befähigt, Obersätze aufbauen und subsumieren zu können.
Dabei bedarf es kaum der Betonung, dass der zur „Rechtsprüfung“ befähigte Jurist auch
Ergebnisse erzielen und argumentativ verteidigen muss. Der zur umfassenden Rechts-
dienstleistung befähigte Jurist ist nach diesem Verständnis ein „rechtswissenschaftlich“
ausgebildeter Jurist. Die Differenzierung nach dem Ausbildungsstandard wird als erfor-
derlich angesehen, weil die Rechtsberatung eine Vertrautheit mit der Rechtsordnung ins-
gesamt und das Verständnis übergreifender rechtlicher Zusammenhänge verlangt.29 Die
27 Empfehlungen des Rechtsausschusses, BT-Drucks. 16/6634, S. 51.
28 Regierungsbegründung RDG, BT-Drucks. 16/3655, S. 46.
29 Regierungsbegründung RDG, BT-Drucks. 16/3655, S. 32.
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„Rechtsprüfung im Einzelfall“ ist nicht notwendigerweise „schwieriger“ als die Rechtsan-
wendung ohne Rechtsprüfung. Sie ist kein Plus im Verhältnis zur „bloßen Rechtsanwen-
dung“, sondern ein Aliud. Das RDG betont damit den besonderen Stellenwert, der dem
juristischen Denken, der Methodik und der Systembeherrschung bei der genuin juristi-
schen Tätigkeit zukommt.
Bevor auf der Grundlage des RDG jedoch eine abschließende Aussage zum Anforde-
rungsprofil des Rechtsdienstleisters getroffen werden kann, bedürfen die Erlaubnistatbe-
stände des RDG einer näheren Untersuchung, da diese zwar einerseits die Kompetenz
zur Erbringung bestimmter Rechtsdienstleistungen voraussetzen, andererseits aber augen-
scheinlich keine umfassende rechtliche Qualifikation des Anbieters verlangen.
Der Erlaubnistatbestand der Rechtsdienstleistung durch registrierte Personen aufgrund
besonderer Sachkunde beschränkt sich nur auf Teilgebiete, in denen die Personen über
nachgewiesenes rechtliches Spezialwissen verfügen. Das Spezialwissen kompensiert die
möglicherweise fehlende methodische Kompetenz. Die allgemeine Technik der juristi-
schen Problemlösung wird nicht mehr als so bedeutsam eingestuft, wenn der Spezialist
in den genannten eng begrenzten Teilbereichen als Rechtsdienstleister tätig ist. Hier kann
vielmehr in der Regel von einer gewissen Typisierung und Standardisierung der Rechts-
probleme ausgegangen werden.
Entsprechendes gilt, wenn die Rechtsdienstleistung im Zusammenhang mit einer ande-
ren Tätigkeit als Nebenleistung erbracht wird. Ob eine Nebenleistung vorliegt, ist gemäß
§ 5 Abs. 1 S. 2 RDG nach Inhalt, Umfang und sachlichem Zusammenhang mit der Haupt-
tätigkeit zu beurteilen, und zwar unter Berücksichtigung der Rechtskenntnisse, die für
die Haupttätigkeit erforderlich sind. Der erste Halbsatz zielt darauf ab, juristische Ne-
benleistungen von juristischen Hauptleistungen abzugrenzen. Es muss geprüft werden,
ob die Rechtsdienstleistung innerhalb der Gesamtleistung ein solches Gewicht hat, dass
sie die volle Kompetenz eines Rechtsanwalts oder zumindest die besondere Sachkunde
einer registrierten Person verlangt.30 Der zweite Halbsatz betrifft die hier interessieren-
de Qualifikation des nichtanwaltlichen Dienstleisters. Die rechtlichen Spezialkenntnisse,
die für die Haupttätigkeit erforderlich sind, verschaffen zugleich die Befähigung, die an
die Haupttätigkeit angebundene Rechtsdienstleistung zu erbringen. Umgekehrt, so ist es
der Regierungsbegründung zu entnehmen, soll das Merkmal der beruflichen Qualifikati-
on bei Berufen, die keine oder nur geringe rechtliche Kenntnisse erfordern, die Befugnis
zur Rechtsberatung als Nebenleistung erheblich einschränken.31 Für diesen Erlaubnistat-
bestand gilt also ebenfalls, dass der Verzicht auf nachweisliche Beherrschung der juristi-
schen Methodik und umfassende Rechtskenntnisse in allen Kerngebieten des Rechts durch
die jeweiligen Spezialkenntnisse, die die Rechtsberatung in Standardfällen ermöglichen,
kompensiert wird.
Die Grundvorstellung des RDG, nur den rechtswissenschaftlich ausgebildeten Juristen
zur Rechtsbesorgung zuzulassen, wird durch die in diesem Gesetz geregelten Erlaubnistat-
bestände also nicht in Frage gestellt. Das RDG lässt jedoch ebenfalls erkennen, dass auf
dem Rechtsdienstleistungsmarkt juristische Tätigkeiten besonderer Spezialisten neben der
anwaltlichen Tätigkeit zulässig sind. Das Rechtdienstleistungsgesetz ist insofern auch als
30 Regierungsbegründung RDG, BT-Drucks. 16/3655, S. 52.
31 Regierungsbegründung RDG, BT-Drucks. 16/3655, S. 54.
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Aufforderung an die Anwaltschaft zu verstehen, „ihr Profil zu schärfen, die Professiona-
lisierung voranzutreiben und sich auf der Grundlage überlegener Qualifikation und eines
vertrauensbildenden Berufsethos dem Wettbewerb zu stellen“32.
Konsequenzen für die Ausbildungsziele der Juristenausbildung
Auch wenn sich auf der Grundlage des § 5 RDG freie Rechtsdienstleistungsfelder auf Spe-
zialgebieten entwickeln werden, verlangt das RDG für die generelle Rechtsdienstleistung
die „Befähigung zum Richteramt“.
Mit der Anknüpfung an die Befähigung zum Richteramt stützt sich die Gesetzesno-
velle naturgemäß auf die geltende Rechtslage, die in der Tradition der Rechtsanwalts-
ordnung von 1878 die justizbezogene Komponente des Anwaltsberufs betont. Allerdings
heißt „Befähigung zum Richteramt“ nicht etwa „erfolgreicher Abschluss der Richteraus-
bildung“. Wenn dem so wäre, hätten im Übrigen die Verschlankung des Fächerkanons
und die Verkürzung des juristischen Vorbereitungsdienstes bei gleichzeitiger Verlagerung
der Ausbildungsschwerpunkte hin zu einer stärkeren Ausrichtung auf den Anwaltsberuf
dazu führen können, dass die Absolventen womöglich gar nicht mehr „zum Richteramt“
befähigt sind! „Befähigung zum Richteramt“ beschreibt vielmehr die Qualifikation eines
Einheitsjuristen, der auf beide Berufe gleichermaßen vorbereitet ist.
Da das Anforderungsprofil des Rechtsdienstleisters den Hintergrund für den Verbots-
tatbestand wie für die Erlaubnistatbestände des RDG bildet, würde eine Änderung der
Eignungsvoraussetzungen für den Beruf des Rechtsanwalts, die diesem Profil nicht mehr
standhält, zugleich das systematische Gefüge des RDG in Mitleidenschaft ziehen. Dem
Anforderungsprofil, das dem RDG zugrunde liegt, lassen sich deshalb Zielvorgaben für
die Juristenausbildung entnehmen, die in der Diskussion über deren Einbeziehung in den
Bologna-Prozess angemessen zu berücksichtigen sind.
Das Ausbildungsziel „Einheitsjurist“ setzt gemeinsame Ausbildungsinhalte voraus. Der
Vorsitzende des Deutschen Juristen-Fakultätentages hat insofern zu Recht auf den Zu-
sammenhang zwischen diesem Ausbildungsziel und dem Erfordernis der einheitlichen
Gesamtprüfung hingewiesen. Durch ihre Rückwirkung auf das Studium gewährleiste die
verwaltungstechnische Klammer der Staatsprüfung einen gemeinsamen Kanon von Wis-
sen und Systembeherrschung aller Juristen und sei insoweit die entscheidende Grundlage
des Einheitsjuristen. Erst diese gemeinsame Sozialisation ermögliche es allen Juristen, auf
einer Augenhöhe miteinander zu verkehren, als Richter, Anwälte, Staatsanwälte, Verwal-
tungsbeamte und so weiter.33 Auch die Verfasser des RDG betonen, dass die Befähigung
des Anwalts zum Richteramt eine Waffengleichheit gegenüber dem Gericht herstelle und
die reibungslose Zusammenarbeit von Gericht und Parteien erst ermögliche.34 In diesem
Sinne wird in der Regierungsbegründung im Übrigen auch auf die Bedeutung der Re-
ferendarzeit verwiesen.35 Nun wäre es zwar zu weitgehend, im Gesetz zur Neuregelung
des Rechtsberatungsmarktes implizit auch eine Grundsatzentscheidung für die tradierte
zweistufige Juristenausbildung zu suchen. Die Begründung lässt jedoch die Einstellung
32 Henssler und Deckenbrock (2008: 41).
33 Huber (2007: 6). So auch der Deutsche Richterbund (2007).
34 Regierungsbegründung RDG, BT-Drucks. 16/3655, S. 34.
35 Regierungsbegründung RDG, BT-Drucks. 16/3655, S. 32.
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erkennen, dass die „gemeinsame Sozialisation“ der Einheitsjuristen sich in gewissem Um-
fang auch auf gleiche Elemente der praktischen Ausbildung beziehen soll. Vor diesem
Hintergrund sind die praktischen Elemente der Juristenausbildung also nicht primär im
Sinne einer Vorbereitung auf eine bestimmte berufliche Tätigkeit zu verstehen, sondern
sie sind Bestandteil des Modells des Einheitsjuristen.
Die Begründung zum Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechtsberatungs-
rechts reflektiert nicht nur die Grundentscheidung für eine einheitliche Ausbildung von
Richter und Rechtsanwalt, sondern sie orientiert sich ebenso am inhaltlichen Gehalt dieser
Ausbildung. Sie ist nachhaltig geprägt von der Vorstellung, dass Rechtsdienstleister, denen
die Rechtsdienstleistung umfassend erlaubt ist, Einheitsjuristen sein müssen, die über be-
stimmte Kernkompetenzen verfügen: juristisches Denken, Beherrschung der juristischen
Methodik, vielfältige, vernetzte Kenntnisse in großen Bereichen des materiellen Rechts
und des Verfahrensrechts, kurz Systembeherrschung. Es geht um die Kernkompetenzen,
die in der Terminologie des RDG für die Vornahme von Rechtsprüfungen im Einzelfall in
Abgrenzung zur „bloßen“ Rechtsanwendung erforderlich sind, ohne dass es insoweit auf
den individuellen Schwierigkeitsgrad der Rechtsprüfung einerseits und der Rechtsanwen-
dung andererseits ankäme.
Da die Inhalte und Strukturen des Rechtssystems beherrscht werden sollen, ist insbeson-
dere ein gewisser einheitlicher Fächerkanon vorzugeben. Insofern kann auch nicht festge-
stellt werden, dass der festgelegte Fächerkanon dogmatischer Pflichtfächer dazu führt, die
gebotene Ausbildung in den rechtstheoretischen Grundlagen und die Entwicklung des Ju-
dizes zu „verdrängen“.36 Entscheidend ist nur, dass der Fächerkanon so angelegt ist, dass
er Grundlagenwissen und Strukturkompetenz fördert. Im Übrigen beschränkt sich der Prü-
fungskanon eben nicht auf die dogmatischen Fächer, sondern schließt „anwendungsorien-
tierte“ Fächer ein. Auch die Anwendungsformen der juristischen Fachdisziplin, seien es
Gutachten, Urteile, Verfügungen und so weiter, müssen beherrscht werden.
Die Achillesferse: Berufsqualifizierung des Einheitsjuristen
Die Analyse des Anforderungsprofils, das das RDG an den Rechtsdienstleister stellt, er-
gibt auf den ersten Blick einen durchaus eigenartigen Befund. Die Modellvorstellung des
RDG bezieht sich augenscheinlich mehr auf die Ausbildung als auf die Berufsausübung
des Rechtsanwalts. Sie korrespondiert damit mit der berufsrechtlichen Sachlage, die die
Befähigung zum Richteramt für den Zugang zum Anwaltsberuf genügen lässt und dabei
ausblendet, welche weiteren Kenntnisse und Kompetenzen für die konkrete Ausübung
dieses Berufs noch erlernt werden müssen. Die Referendarausbildung beinhaltet keine
Ausbildung zum Anwaltsberuf, ungeachtet der stärkeren Akzentuierungen zugunsten der
Anwaltstätigkeit, die die Referendarausbildung durch den Neuzuschnitt der Ausbildungs-
stationen erfahren hat. Sie ist mit ihrer Verschulung37 und ihrer Ausrichtung auf das zwei-
te Staatsexamen lediglich der praxisorientierte zweite Ausbildungsabschnitt auf dem Weg
36 Hirte und Mock (2005: 50) unter Bezugnahme auf die insofern in der Tat wenig schlüssige Hamburger Rechts-
verordnung zur Regelung der Prüfungsgegenstände für die staatliche Pflichtfachprüfung vom 23. Dezember
2003, HmbGVBl. Nr. 1 vom 7. Januar 2004.
37 § 43 JAG NRW sieht ca. 500 Unterrichtsstunden in den Referendararbeitsgemeinschaften (verteilt auf 20
Monate) vor.
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zum Einheitsjuristen. Der Referendar lernt nicht zuletzt die „Theorie der Praxis“, die in
den Klausuren des zweiten Staatsexamens geprüft wird.38
Die Befähigung zum Richteramt ist somit zwar unverzichtbare Voraussetzung für die
Anwaltstätigkeit, aber sie macht eine weitere Ausbildung für den Anwaltsberuf nicht ob-
solet (nichts anderes gilt für den Richter auf Probe). Ehrlicherweise müsste zusätzlich eine
„Lehrzeit“ verlangt werden, in der dem Berufsanwärter die konkret berufsspezifischen
Kenntnisse und Fähigkeiten in Theorie und Praxis vermittelt werden, bevor er endgül-
tig zur Anwaltschaft zugelassen werden kann. Dass ein Assessor noch nicht von heute auf
morgen als Freiberufler seinen Platz im Rechtssystem einnehmen kann, sondern erst mehr-
jährige Praxis und berufsspezifische Kenntnisse erworben haben muss, ist im Übrigen für
den Notarberuf geltende Rechtslage.
Spricht somit einiges für eine berufsspezifische Spartenausbildung nach dem juristi-
schen Examen, so heißt das noch nicht, dass die anwendungsorientierten und berufsprakti-
schen Elemente der Ausbildung zum Einheitsjuristen, die heute Gegenstand der Referen-
darausbildung sind, entfallen könnten. Vielmehr bleibt zu betonen, dass diese Elemente
notwendigerweise zur Ausbildung des Einheitsjuristen gehören, die rechtswissenschaft-
lich fundierte Ausbildung nicht von der Anwendungsorientierung und den Arbeitstechni-
ken der Rechtspraxis getrennt werden kann. Eine Spartenausbildung darf deshalb keines-
falls zu früh einsetzen.39
Ausblick
Führt die Ausbildung des Einheitsjuristen nicht sukzessive zur Anwaltszulassung und sug-
geriert sie auch nicht, den Weg zu diesem Beruf zu ebnen, dann muss die Struktur des
Ausbildungswegs sicherstellen, dass eine Selektion nicht zu spät eintritt und damit für ei-
ne Vielzahl der Absolventen in eine Sackgasse führt. Andererseits bleibt es dabei, dass die
Strukturierung des Ausbildungswegs zum Einheitsjuristen die oben beschriebenen Ausbil-
dungsziele und Inhalte berücksichtigen und insofern für die reglementierten juristischen
Berufe qualifizieren muss. Die materiellen Anforderungen des Ausbildungsziels determi-
nieren den Inhalt und den Aufbau der Juristenausbildung, nicht die formalen Konzepte der
Bachelor-Master-Struktur.40
Die Diskussionsmodelle zur Reform der Juristenausbildung haben sich daran messen zu
lassen, ob und gegebenenfalls inwieweit sie diese Vorgaben umsetzen können. Sie werden
sich zunächst an einem Fächerkanon orientieren müssen, der das Fundament für die rechts-
systematische und methodische Ausbildung des Einheitsjuristen bietet. Hierzu gehören
auch die anwendungsorientierten Disziplinen, die „Theorie der Praxis“. Erforderlich ist
außerdem mindestens eine Gesamtprüfung, in der Rechtskenntnisse und Methodenkom-
petenz unter Beweis gestellt werden müssen. Die Erreichung des Ausbildungsziels „Ein-
heitsjurist“ kann nicht durch abgeschichtete Prüfungen verifiziert werden.41 Abschlüsse,
die sich aus akkumulierten Prüfungsergebnissen aus verschiedenen Ausbildungsphasen
38 Jeep (2007: 20).
39 Jeep (2007: 25); siehe auch Kilger (2006: 3).
40 Jeep (2007: 8).
41 Dauner-Lieb (2006: 6f.); Merk (2005: 20); Huber (2007: 6); Schlehofer (2006: 374); Schiemann und Konzen
(2008: 10f.).
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zusammensetzten, sind kein geeigneter Nachweis dafür, dass die übergreifenden Struktu-
ren der Rechtsordnung beherrscht werden.42 Wo diese Prüfung abgelegt wird, ist durch
das Ausbildungsziel nicht vorgegeben; allerdings spricht einiges dafür, es wegen der be-
sonderen Aussagekraft der Leistungsbewertung bei der „kulturellen Errungenschaft“ einer
Staatsprüfung zu belassen.43 Da ein Hochschulstudium die Basis der Juristenausbildung
ist und deshalb in seinem Inhalt und seiner Ausrichtung nicht von der Gesamtprüfung ab-
gekoppelt werden darf, muss die Hochschule in die auf die Gesamtprüfung zugeschnittene
Vorbereitung eingebunden bleiben.44
Jenseits dieser Parameter gibt es vielfältige Strukturierungsmöglichkeiten, die Ausbil-
dungsziele effektiv zu erreichen, sogar eine Struktur, die anders als das geltende System
mit einer einzigen Gesamtprüfung auskäme, bei der die Klausurformen aus dem bisherigen
ersten und zweiten Staatsexamen zusammengeführt, also Urteil, Gutachten, Schriftsatz
und Rechtsgestaltung gleichberechtigt geprüft würden.45
Um Systembeherrschung und Methodenkompetenz zu erreichen, gilt es ferner, eine hin-
reichende Tiefenwirkung des Lernprozesses sicherzustellen. Diese Fähigkeit wird typi-
scherweise durch ein „Lernen in Wellen“ oder „Lernen in Spiralen“ erreicht, bei dem auf
die erste Ausbildungsphase, in der fachliche und methodische Grundlagen gelegt werden,
eine Phase der Wiederholung des Stoffes folgt. Da allerdings der Jurist in der Ausbildungs-
phase auch nur ein Mensch ist, muss ihm neben der begleiteten und geleiteten Übung die
Zeit zur eigenständigen Wiederholung und Übung bleiben, um das Strukturverständnis
und die methodische Kompetenz zu verfestigen. Modellberechnungen blenden diese Pha-
sen der Juristenausbildung freilich gerne aus. Dabei sollte ausgehend von einer konkreten
Modellprüfung mit beispielhaften Aufgabenstellungen überlegt werden, wann und wie der
Kandidat die notwendigen fachlichen und methodischen Kompetenzen erwerben soll. Auf
der Suche nach dem Strukturmodell, das die besten Lernbedingungen und aussagekräftige
Prüfungen verspricht, stellt sich im Übrigen auch die Frage, ob Lernprozesse optimiert
und Qualitätssteigerungen der Prüfungsleistungen auf neuen Wegen erzielt werden kön-
nen. Insofern kann die Strukturdebatte nicht von der Diskussion über die Lerninhalte und
deren Vermittlung losgelöst werden. Wenn Einigkeit herrscht, dass der problembewusste,
systematisch geschulte und methodensichere Jurist das Ausbildungsziel sein soll, spricht
zum Beispiel nichts dagegen, dem Kandidaten in jeder Prüfung die Hilfsmittel an die Hand
zu geben, die ihm heute bereits bei den Klausuren des zweiten Staatsexamens zur Verfü-
gung stehen. Entscheidend ist doch, dass er diese Hilfsmittel in der begrenzten ihm zur
Verfügung stehenden Zeit richtig zu nutzen weiß, was ohne Problembewusstsein, Norm-
und Systemkenntnis sowie hinreichende Methodenkompetenz nicht oder jedenfalls nur
sehr unzureichend möglich ist. Eine Implementierung einzelner Elemente des so genann-
ten problemorientierten Lernens (POL), beispielsweise im Rahmen von Moot-Court-Ver-
anstaltungen,46 kann schließlich zu einer gesteigerten Tiefenwirkung des Lernprozesses
führen.
42 Siehe auch Götte (2005: 61).
43 Huber (2007: 6); siehe auch Dauner-Lieb (2006: 7).
44 Nach Einschätzung von Koch (2007) würde das Staatsexamen jedoch seinen Charakter als Abschlussprüfung
(den es ohnehin kaum noch habe) gänzlich einbüßen.
45 So der Vorschlag von Jeep (2005: 2284; 2007: 18).
46 Vgl. Koch (2007).
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Ein weiterer Aspekt, der in der Strukturdebatte nicht vernachlässigt werden darf, ist der
Aspekt der Nutzung und Verteilung der Ressourcen. Mit der Ausbildung und Prüfung ei-
nes Einheitsjuristen sind hintereinander verschiedene Institutionen und Personen befasst,
nämlich (Verwaltungsaufgaben nicht mitgerechnet) die Universitäten mit Hochschulleh-
rern und Lehrbeauftragten, die Prüfer des Justizprüfungsamtes (vielfach in Personalunion
die Hochschullehrer und Lehrbeauftragten), die Leiter der Referendararbeitsgemeinschaf-
ten, die Einzelausbilder, die Prüfer des Landesjustizprüfungsamtes und „inoffiziell“ die
privaten Repetitoren. Jedes neue Strukturmodell muss auf der anderen Seite der Bilanz
ausweisen können, welche Institution respektive welcher Personenkreis für den jeweiligen
Ausbildungsabschnitt zuständig sein soll, und dabei offenlegen, inwieweit diese Zustän-
digkeit von der bisherigen Zuständigkeit abweicht. Dabei sind die durch die vorhandenen
Ressourcen gesetzten Vorgaben im Übrigen durchaus nicht so starr, wie es auf den ers-
ten Blick scheinen mag. Interessant ist beispielsweise der Vorschlag von Jens Jeep, die
Vorbereitung auf eine einzige Gesamtprüfung, die auch die traditionell in der Referen-
darausbildung gelehrte „Theorie der Praxis“ umfassen soll, dadurch zu ermöglichen, dass
Praktiker (beispielsweise die bisherigen Leiter der Referendararbeitsgemeinschaften) ge-
zielt in die Hochschulausbildung eingebunden werden. Dadurch soll zugleich die Hoch-
schule als Schnittstelle von Theorie und Praxis gestärkt werden.47 Vergleichbares wird
heute bereits durch die Einbeziehung von Lehrbeauftragten aus der Praxis im Rahmen der
Schwerpunktbereichsausbildung erfolgreich verwirklicht. Wird ein solches Ausbildungs-
system angestrebt, wäre die Überlegung anzuschließen, wie einer „Schnittstelle von Theo-
rie und Praxis“ ein institutioneller Rahmen gegeben werden könnte, zumal eine instituierte
Zusammenarbeit für beide Seiten, Hochschule und Praxis, auch über die Examensvorbe-
reitung hinaus immenses Kooperationspotenzial mit sich brächte.48
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